Deutscher Bundestag 
1. 'Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr* 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Vierten Gesetzes über die 
Übernahme von Sicherheitsleistungen 
und Gewährleistungen im 
Ausfuhrgeschäft 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 100. Sitzung am 6. Februar 1953 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, die folgenden 
Änderungen vorzusdilagen: 

a) Als S 2 ist die nachstehende Berlin-Klausel einzufügen: 
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Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Stellung des Landes Berlin im Finanzsystem des Bimdes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin.“ 

b) Der bisherige § 2 wird § 3. 

Im übrigen, erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen, 

Hiergegen bestehen seitens der Bundesr^ierung keine Bedenken. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


firUcK: Sottiier tTnlversUäts-SuchdrUckeriii defar. ädieUr, fiöflfi 
Allein- Vertrieb; Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30. 
und Wiesbaden, NietzsdiestraOe 1 



Entwurf eines Vierten Gesetzes 

über die Übernahme von Sicherheitsleistungen 
und Gewährleistungen im Ausfuhrgeschäft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


s 1 

Der in dem Dritten Gesetz über die Über- 
nahme von Sicherheitsleistungen und Ge- 
währleistungen im Ausfuhrgeschäft vom 
22. Februar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 122) 
festgesetzte Betrag von zwei Milliarden vier- 
hundert Millionen Deutsche Mark wird um 
eine Milliarde einhundert Millionen Deutsche 
Mark auf drei Milliarden fünfhundert Milli- 
onen Deutsche Mark erhöht. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Bei der deutschen Ausfuhrwirtschaft ist 
weiterhin ein echtes Bedürfnis vorhanden für 
eine Sicherung gegen die mit Ausfuhrgeschäf- 
ten verbundenen verschiedenartigen Risiken. 
Aus diesem Grunde ist die Inanspruchnahme 
der vom Bund mit dem Gesetz über die Ge- 
währung von Sicherheitsleistungen und Ge- 
währleistungen im Ausfuhrgeschäft gegen 
diese Risiken geschaffenen Sicherungsmöglich- 
keiten weiterhin lebhaft. Bei der derzeit für 
die Ausfuhrwirtschaft gegebenen Lage muß 
damit gerechnet werden, daß die Inanspruch- 
nahme dieser Einrichtung in der Zukunft 


noch zunehmen wird. Der für diese Zwecke 
verfügbare Garantie- und Bürgsch^iftsrahmen 
wird in Kürze erschöpft sein. 

Um den Bedürfnissen der Ausfuhrwirtschaft 
auf diesem Gebiet weiterhin gerecht werden 
zu können, erscheint eine Erhöhung des Ga- 
rantie- lüid Bürgschaftsrahmens um 1,1 Milli- 
arden DM notwendig." Welche Höhe dieser 
Garantie- und Bürgschaftsrahmen endgültig 
haben muß, um allen Erfordernissen der Aus- 
fuhrwirtschaft entsprechen zu können, kann 
noch nicht abschließend gesagt werden. 



